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          18. Mai 2026

DEGAM Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes für Daten und
digitale Innovation im Gesundheitswesen

Die DEGAM begrüßt ausdrücklich, dass mit diesem Gesetzentwurf die bisher unzureichende
Digitalisierung im Gesundheitswesen vorangetrieben und verbessert werden soll. Besonders
hervorzuheben sind: Optimierung der digitalen Prozesse und Kommunikation für Patienten,
Leistungserbringer und Kostenträger sowie die grundsätzlichen Verpflichtungen zum Austausch
interoperabler Daten und Nutzung von Daten für Forschungszwecke. Diese Schritte sind längst
überfällig.  Die DEGAM befürwortet in diesem Zusammenhang auch die Stärkung der gematik und der
Telematikinfrastruktur, insbesondere auch hinsichtlich der Rolle der Anbieter von
Praxisverwaltungssystemen.

Die angestrebte Interoperabilität und der Zugriff auf die ePA durch alle an der Versorgung beteiligten
Professionen versprechen positive Auswirkungen auf die Versorgungsqualität. Voraussetzung sind
allerdings vollständige und strukturierte Daten in der ePA. Hier besteht aktuell erheblicher
Optimierungsbedarf, zum Beispiel hinsichtlich der Übersichtlichkeit und Durchsuchbarkeit der ePA.
Kritisch bewertet die DEGAM, dass die ePA primär als „persönliche Gesundheitsakte“
patientengeführt angelegt ist. Damit sind weniger digital affine Menschen schnell überfordert.

Gesundheitsdaten dürfen daher nach Überweisungen, Krankenhausaufenthalten etc. nicht allein
über die ePA transportiert werden, sondern müssen direkt an die primärversorgende Praxis
kommuniziert werden. Nur so kann diese ihren Steuerungs-/Koordinierungsauftrag ausführen und
Patient:innen adäquat unterstützen. Für eine bessere Versorgungssicherheit und -qualität würde die
DEGAM eine professionelle ePA-Führung bspw. durch die primärversorgende Praxis – bei voller
Patiententransparenz – begrüßen.

Dringend erforderlich ist zudem die Digitalisierung der Schnittstellen zwischen Krankenhäusern und
der ambulanten Versorgung sowie die vollständige Einbindung der dort erzeugten Daten in die ePA.

Die Umsetzung der Anforderungen führt zu erheblichen Investitions- und laufenden Kosten bei den
Leistungserbringern. Diese werden bisher nicht als Erfüllungsaufwand ausgewiesen, müssen jedoch
bei der zukünftigen Ausgestaltung der Vergütungssystematik zwingend berücksichtigt werden.

Der Referentenentwurf hat zum Ziel, „wesentliche technische Voraussetzungen für die Vorbereitung
eines digital gestützten Primärversorgungssystems zu schaffen“ (RefE GeDiG, S.90). Einige der
vorgesehenen Maßnahmen, insbesondere den direkten digitalen Zugang zu Gebietsarztterminen,
sieht die DEGAM als kontraproduktiv für die bedarfsgerechte Steuerung von Patientinnen und
Patienten in einem Primärversorgungssystem.  Die DEGAM empfiehlt daher dringend, Maßnahmen zur
Steuerung der gebietsärztlichen Versorgung im Rahmen des Primärversorgungsgesetzes zu
erarbeiten und nicht vorab durch digitale Versorgungspfade festzulegen.
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Damit das Primärversorgungssystem und die zielgerichtete, effiziente Versorgung der
Patientinnen und Patienten gelingt, halten wir den Einbezug der hausärztlichen und der
allgemeinmedizinisch-wissenschaftliche Expertise (HÄV, DEGAM) in die weitere Planung,
Ausarbeitung und Implementierung des Gesetzentwurfs für unbedingt erforderlich.

Aus Sicht der DEGAM sollten insbesondere folgende Punkte überarbeitet werden:

1. Die Nutzung von Gesundheitsdaten für versorgungsnahe Forschung, Qualität und Innovation ist
essenziell für ein evidenzbasiertes, qualitätsorientiertes Gesundheitssystem. Die in diesem
Referentenentwurf vorgesehenen weitreichenden Befugnisse zur Nutzung von Gesundheitsdaten
durch die gesetzlichen Krankenversicherungen (GKV) stellen eine monopolähnliche Struktur dar
und bauen Hürden für die unabhängige, öffentlich geförderte wissenschaftliche Nutzung auf.
Wenn Gesundheitsdaten durch Krankenkassen für Forschung / Entwicklung genutzt werden, ist
aus Sicht der DEGAM eine gleichrangige Nutzung auch durch andere unabhängige / öffentlich
geförderte Forschungseinrichtungen bzw. Verbünde von Leistungserbringern zentral. Ebenfalls
hoch relevant: unabhängige Vergabeverfahren und einfache Datenzugänge. Folgende
Änderungen halten wir für erforderlich:

a. Einfügung in SGB V § 284a: Reallabore der Krankenkassen „oder forschender
Gesundheitseinrichtungen und/oder Verbünden von Leistungserbringern“.

b. Einfügung SGB V in § 345: Datengestützte Informationen zur Teilnahme an klinischen
Studien „in Zusammenarbeit mit forschenden Gesundheitseinrichtungen und/oder
Verbünden von Leistungserbringern“.

c. Hinzufügung eines Absatz 3 in SGB V § 287: (3) „Abweichend von § 75 Absatz 4 SGB X
dürfen Krankenkassen Sozialdaten für die in § 75 Absatz 1 Nr. 1 des SGB X genannten
Zwecke an Dritte übermitteln, ohne dass es hierfür einer vorherigen Genehmigung durch
die oberste Bundes- oder Landesbehörde bedarf, soweit die betroffenen Personen in die
Übermittlung eingewilligt haben.“

d. Anpassung § 26 GDNG in (1) „dürfen die Verantwortlichen verarbeiten“ ersetzen durch
„Für ein Forschungsvorhaben dürfen die forschenden Gesundheitseinrichtungen sowie
Verbünde von Leistungserbringern die erforderlichen Gesundheitsdaten auch ohne
gesonderte Einwilligung der betroffenen Personen verarbeiten.“

2. Neben der Regelversorgung besteht in Deutschland mit der hausarztzentrierten Versorgung
(HZV) gemäß §73b SGB V ein Modell, das erfolgreich zentrale Aspekte eines
Primärversorgungssystems umsetzt. Mit über 11 Millionen eingeschriebenen Patientinnen und
Patienten wird eine umfassende und effizient steuernde Versorgung geleistet, die in den
Gesetzesentwurf konsequent eingebunden werden muss. Insbesondere bedarf es spezifischer
digitaler Kennzeichnung von HZV-Patient:innen und deren Primärversorgungspraxis.
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3. Der Referentenentwurf verändert die Stellung und Aufgaben der gesetzlichen
Krankenversicherungen (GKV) – weg vom Kostenträger / Versicherer und hin zu direkten
Leitungserbringern. Diese Ausweitung von Befugnissen konterkariert die im SGB V festgelegten
Kontroll- und Prüfpflichten der GKV. Die mit dem neuen § 345a SGB V verbundene Ausweitung der
Befugnis muss kritisch geprüft werden:

a. Den datengestützten Beratungs-/Versorgungsauftrag für Krankenkassen hält die DEGAM
für nicht zielführend. Als zusätzliche parallele Versorgungsebene konterkariert dies ein
geplantes Primärversorgungssystem. Die Möglichkeit zur personenbezogenen
Auswertung von Gesundheitsdaten, der Beratung von Patientinnen und Patienten, sowie
die Bereitstellung von digitalen Interventionen / DiGA widerspricht einem
primärärztlichem Versorgungsauftrag (erste Anlaufstelle, Steuerungsfunktion) und lässt
Verunsicherung der Versicherten und Mehraufwand durch zusätzliche Arztkonsultationen
erwarten. Die bei der großen Zahl mehrfach erkrankter Patienten erforderliche
Priorisierung von Behandlungsanlässen und -zielen kann nur gemeinsam mit den
betroffenen Patienten in der hausärztlich geleiteten Primärversorgungspraxis
gewährleistet werden.

b. Die Änderungen im bisherigen § 25b SGB V sind sehr weitreichend. In Kombination mit §
345 SGB V ist es denkbar, dass generalisierte Einwilligungen zur Erhebung und
Verarbeitung zusätzlicher Gesundheitsdaten von Krankenkassen erstellt werden. Die
möglichen Folgen einer generalisierten Einwilligung in eine datengestützte Erkennung
individueller Gesundheitsrisiken lassen sich bisher kaum überblicken. Ob ein wirklicher
„informed consent“ durch die Versicherten gewährleistet werden kann, darf bezweifelt
werden. Hier muss zunächst unter Einbezug unabhängiger wissenschaftlicher und
ethischer Expertise eine Evaluation / Folgenabschätzung erfolgen.

c. Mit den Änderungen in § 33a SGB V entfällt die Pflicht des GKV-Spitzenverbandes zur
barrierefreien Veröffentlichung des bisherigen DiGA-Berichtes im Internet. Die DEGAM
fordert einen Nutzennachweis für DiGA (oder andere digitale Interventionen) vor direkter
Implementierung durch Krankenkassen ebenso wie vor einer Verordnung zu Lasten der
Solidargemeinschaft.

4. Die DEGAM unterstützt insgesamt den Ansatz eines digital unterstützten Eintritts in das
Gesundheitssystem. Wir weisen jedoch erneut und nachdrücklich darauf hin, dass eine digitale
Ersteinschätzung keine Steuerungsfunktion übernehmen kann, sondern immer in ein ärztlich
geleitetes Primärversorgungssystem eingebettet sein muss. Durch digitale Ersteinschätzung und
Empfehlungen auch zu Praxisöffnungszeiten drohen Parallelstrukturen. Internationale
Erfahrungen zeigen eine erhebliche Übertriagierung, Verunsicherung der Patientinnen und
Patienten, ungesteuerte Inanspruchnahme einschließlich entsprechender Kosten und insgesamt
eine erhebliche Mehrbelastung des Systems, was die Ziele der aktuellen Reformen gefährdet. Zu
beachten ist:
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a. Abschließende Versorgung in der Hausarztpraxis funktioniert: Akute Beratungsanlässe
werden zu ca. 75 Prozent final in der Hausarztpraxis versorgt, d.h. ohne Einbeziehung
weiterer Versorgungsebenen. Diese funktionierende Versorgungsstruktur würde durch die
geplante Einführung paralleler Einstiegswege auch während der Praxis-Öffnungszeiten
konterkariert. Eine Vielzahl weiterer (haus- und gebietsärztlicher) Termine wäre die Folge,
mit erheblichem Mehraufwand (Arzt-Ressource!) und potenziellen
Entscheidungskonflikten.

b. Auch bei Umsetzung digitaler Einstiegswege muss für Patientinnen und Patienten die
direkte Anbindung an die hausärztliche Praxis (auch in der HZV) gewährleistet werden;
entsprechende Triagierung sollte primär in die Primärversorgungspraxis des Patienten
erfolgen. Eine direkte digitale Steuerung in die gebietsärztliche Versorgung darf nur in
wenigen Einzelfällen (z.B. Augenheilkunde) eröffnet werden.

c. Für nicht unmittelbar bedrohliche Unfall-/Notfallsituation und Bereitschaftsdienstzeiten
erachtet die DEGAM die digitale Ersteinschätzung für richtig und wichtig. Auch in dieser
Situation muss die direkte Anbindung an die primärärztliche Versorgungspraxis ermöglicht
werden, bspw. durch direkte e-Überweisung.

d. Der Ansatz eines zentralen Terminbuchungssystem braucht klare Regelungen: Die
DEGAM fordert ein diskriminierungsfreies System für alle Patientinnen und Patienten
sowie die Berücksichtigung der Primärversorgungspraxis (inklusive der HZV). Gebietsärzte
stellen Termine ausschließlich in diese Plattform ein, die Terminvergabe erfolgt nach
Überweisung durch die hausärztlich geleitete Primärversorgungspraxis und nach
medizinischer Dringlichkeit.

Alle digitalen Zugänge und Eintrittspunkte sollten auf der Grundlage belastbarer Evidenz konzipiert,
in ihrer praktischen Wirkung kontinuierlich evaluiert und bei Bedarf weiterentwickelt oder korrigiert
werden, um eine sichere, effiziente und patientenorientierte Versorgung zu gewährleisten.

Kontakt:

DEGAM-Bundesgeschäftsstelle
Schumannstraße 9
10117 Berlin
Tel.: 030-20 966 9800
geschaeftsstelle@degam.de
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